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Obwohl mehr als jeder vierte Weg in Hamburg zu Fuß 

zurückgelegt wird, genießt der Fußverkehr vielfach 

noch nicht das planerische Augenmerk, das seiner 

Bedeutung für die Alltagsmobilität entspricht. Er ist 

aber sehr bedeutsam für die Realisierung von barriere- 

freien Wegeketten! 

 

Die Zielsetzung einer weitgehenden Barrierefreiheit 

des öffentlichen Raumes kann nur schrittweise er-

reicht werden. Einen wichtigen Zwischenschritt auf 

diesem Weg markiert die Konzeption von barriere-

freien Fußverkehrsnetzen auf Stadtteil- und Quar-

tiersebene, die häufig genutzte Hauptrouten z. B. zu 

Schnellbahn-Haltestellen oder Versorgungseinrich-

tungen beinhalten. 

Diese Netze mit ihren wichtigen Fußverkehrsrouten 

sollten bei Neubau, Unterhaltung und Pflege im 

Fokus stehen, damit möglichst viele Menschen vor 

Ort davon profitieren. Wird im Planungsprozess die 

Zielgruppe zudem einbezogen, kann der Alltags-

nutzen solcher Vorrangnetze zusätzlich erhöht wer-

den. Diese Fokussierung erscheint auch vor dem 

Hintergrund der knappen personellen und finanzi-

ellen Ressourcen in der Verwaltung sinnvoll. 

Gutes Beispiel: 
Fußverkehrsstrategien für Alsterdorf und Hoheluft-Ost (2017)
Im Auftrag des Bezirksamtes Hamburg-Nord wurden in den beiden Stadtteilen die Geh-

wegqualität und andere stadträumliche Bedingungen für Fußgänger systematisch unter- 

sucht. Die Bestandsaufnahme und Analyse erfolgte vor dem Hintergrund bestehender 

Regelwerke und baulicher Standards, z. B. zum barrierefreien Bauen im öffentlichen Ver-

kehrsraum sowie unter Einbeziehung der Alltagserfahrungen der Einwohner im Stadtteil. 

 

Im Ergebnis entstanden zwei Fußverkehrsstrategien. Sie zeichnen sich durch die Qualifi-

zierung eines stadtteilbezogenen Fußverkehrsnetzes und eine Vielzahl von konkreten 

Maßnahmen zur Verbesserung des Fußverkehrs unter Einbeziehung der Barrierefreiheit 

aus.

Link: www.hamburg.de/hamburg-nord/9870922/fussverkehrsstrategie-fuer-die-stadtteile-

alsterdorf-und-hoheluft-ost-in-hamburg/

Die praktische Erfahrung von Bewohnern vor Ort 

bildet einen wichtigen Fundus auf dem Weg zu bar-

rierefreien Wegeketten. Die Einbeziehung der Öffent-

lichkeit wie im Rahmen der Fußwegestrategien im 

Bezirk Hamburg-Nord oder der Stadtteildialoge im 

Bezirk Wandsbek hilft dabei, Probleme zu identifizie-

ren und alltagstaugliche Lösungen zu entwickeln. 

Ebenso bietet der online zugängige „Melde-Michel“ 

den Bürgern die Möglichkeit, konkrete Mängel und 

Handlungsbedarfe zu melden, deren Beseitigung 

bei Planungen ggf. berücksichtigt werden sollte.

Link: www.hamburg.de/melde-michel/ 

Der Geltungsbereich von gesetzlich verfassten Pla-

nungsverfahren bezieht sich häufig unmittelbar auf 

ein Vorhaben oder eine bauliche Maßnahme. Im 

Rahmen von Beteiligungsverfahren der Träger öffent-

licher Belange können zwar Anregungen und Hin-

weise bezüglich der funktionalen Auswirkungen einer 

solchen Planung über den Geltungsbereich hinaus 

gegeben werden. Aus rechtlicher Perspektive sind 

derartige Anregungen aber nicht Gegenstand der 

Planung und finden folglich vielfach keine Berück-

sichtigung. Derartige Hinweise sind daher bisher nur 

sehr bedingt geeignet gewesen, die erforderliche 

Vernetzung der Maßnahmen voranzubringen. 

Innerhalb der eigenen organisatorischen Strukturen 

funktioniert der Austausch zumeist recht gut. So 

erfolgt auf Bezirksebene zwischen den Fachämtern 

Stadt- und Landschaftsplanung (SL) und Manage-

ment des öffentlichen Raumes (MR) i. d. R. eine enge 

Abstimmung. Hier sollte der Barrierefreiheit ggf. 

noch mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Probleme bestehen in der Abstimmung zwischen 

den verschiedenen Behörden, Unternehmen usw. 

Alle Akteure sind daher gefordert, Kommunikati-

onswege für einen frühen Austausch zu finden und 

abzustimmen. 

Planungen im Quartier müssen den barrierefreien 

Ausbau im öffentlichen Personennahverkehr ein-

schließen, weil Bus- und Schnellbahn-Haltestellen 

gerade für mobilitätseingeschränkte Menschen wich-

tige Schnittstellen zwischen Wohnquartier und Zielen 

in der gesamten Stadt bilden. Die laufenden Program-

me zum barrierefreien Ausbau von U- und S-Bahn-

Haltestellen, aber auch die Maßnahmen im Rahmen 

der Busbeschleunigung sollten Impulsgeber sein, 

parallel die barrierefreie Erreichbarkeit dieser Halte-

stellen aus den jeweiligen Stadtteilen zu verbessern.

Operativ gestalten

Förderung des Fußverkehrs forcieren

Die Öffentlichkeit stärker einbeziehen

Planungen räumlich und zeitlich mehr vernetzen
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Die Förderung des Radverkehrs durch Einrichtung 

von Radfahrstreifen und Schutzstreifen auf der Fahr-

bahn sowie den Umbau von Einmündungen und 

Kreuzungen bringt in Hamburg auch spürbar positi-

ve Effekte für den Fußverkehr und dessen barrierefreie 

Gestaltung mit sich. 

Der damit verbundene Rückbau von Bordsteinrad-

wegen schafft in der Regel mehr Platz für den Fuß-

verkehr, zudem werden die Gehwege in der Regel 

parallel erneuert. Mängel am Gehwegbelag oder 

Engstellen, die Hindernisse für mobilitätseinge-

schränkte Menschen darstellen, werden auf diese 

Weise beseitigt. Bordsteinabsenkungen und der Ein-

bau taktiler Elemente erfolgen ebenso. Mit der bau-

lichen Trennung von Fuß- und Radverkehr werden 

zudem Konfliktsituationen entschärft, die sich z. B. 

durch das Nutzen der abgesenkten Radfurten durch 

Rollstuhlfahrer oder Menschen mit Rollator ergeben. 

Somit bietet die Förderung des Radverkehrs auch 

einen guten Ansatz, um barrierefreie Wegeketten 

voranzubringen, sofern die oben bereits erwähnten 

Konflikte zwischen Radfahrern und mobilitätseinge-

schränkten Menschen in der Planung hinreichend 

gewürdigt und vermieden werden. 

Mehr draus machen

Synergieeffekte durch die Förderung  
des Radverkehrs nutzen

Zur zügigen Umsetzung von konzeptionellen und baulichen Sofortmaßnahmen zur Verbesserung des Fußverkehrs 

und der Barrierefreiheit wurde den Bezirken 2017 und 2018 jährlich insgesamt jeweils eine Million Euro zusätzlich 

zur Verfügung gestellt. Mit dem Haushaltsplan 2019/2020 ist vorgesehen, die Mittel für den Ausbau der Barriere-

freiheit in die Rahmenzuweisungen an die Bezirke zu integrieren. Für baulich-gestalterische Maßnahmen wie 

beispielsweise die Absenkung von Bordsteinkanten stehen folglich Finanzmittel zur Verfügung. Sofern beispiels-

weise Fußverkehrsnetze auf Stadtteil- und Bezirksebene definiert sind oder Bestandsaufnahmen zum Unterhal-

tungsbedarf vorliegen, könnten diese Mittel sehr gezielt eingesetzt werden.

Über das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) können in Quartieren mit besonderem 

Entwicklungsbedarf auch Maßnahmen gefördert werden, mit denen u. a. die baulich-gestalterische Qualität des 

öffentlichen Raumes verbessert wird.

Im Zusammenhang mit der Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung bestehen eben-

so positive Erfahrungen hinsichtlich eines breit gefächerten Dialogs. Das Programm ist damit gut geeignet, um 

zuständigkeits- sowie ressortübergreifend für barrierefreie Wegeketten zu werben und einzelne Maßnahmen auf 

den Weg zu bringen. Der Gebietsentwicklungsprozess in den jeweiligen Fördergebieten wird durch das zustän-

dige Bezirksamt gesteuert und koordiniert. Eine maßgebliche Rolle spielen dabei die Fachämter Stadt- und 

Landschaftsplanung (SL) sowie Sozialraummanagement (SR). Bezogen auf die bauliche Umsetzung z. B. von 

Maßnahmen zur Barrierefreiheit im öffentlichen Raum sind auf Bezirksebene zudem die Fachämter Management 

des öffentlichen Raumes (MR) involviert. 

Bestehende Finanzmittel und Programme nutzen

Die Realisierung barrierefreier Wegeketten beinhaltet 

eine große Vielzahl von Aspekten und Handlungs-

ebenen mit einem sehr breit gefächerten Spektrum 

an Zuständigkeiten. Trotzdem besteht kein Grund, in 

Ehrfurcht vor dieser Aufgabe zu erstarren. Es gibt 

gute Ansätze, wie sich diese Aufgabe bewältigen lässt.  

Zunächst müssen wir uns selbst darüber klar sein, wie 

wichtig dieses Thema in unserer immer älter werden-

den Gesellschaft ist. Dann sollten wir andere hiervon 

überzeugen, sie für die Aufgabe sensibilisieren und 

mit ihnen aktiv die Zusammenarbeit suchen. 

Wenn Barrierefreiheit konsequent bei allen Aufgaben 

und Projekten von vornherein mitgedacht wird, lassen 

sich auch schon mit den vorhandenen Ressourcen in 

überschaubaren Zeiträumen sichtbare Ergebnisse 

erzielen, die sich schrittweise zu einem barrierefreien 

Wegenetz zusammenfügen werden.  

„Geduld ist eine gute Eigenschaft. Aber nicht, wenn 

es um die Beseitigung von Missständen geht.“ 

(Margaret Thatcher)

Lassen Sie uns in diesem Sinne gemeinsam handeln. Jeder kann einen Beitrag leisten!
Ihr HVV

Fazit
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Rechtliche Rahmenbedingungen und Definition

„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“, so steht es in Artikel 3 des Grundgesetzes 

der Bundesrepublik Deutschland. 

In § 4 des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG) aus dem Jahr 2002 wird diese Forderung konkretisiert 

und der Begriff „Barrierefreiheit“ definiert: „Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, 

technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle Informa-

tionsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für 

Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätz-

lich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt 

notwendiger Hilfsmittel zulässig.”

Die barrierefreie Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur 

wird in verschiedenen DIN-Normen behandelt. Zen-

trales Dokument ist die DIN 18040 „Barrierefreies 

Bauen – Planungsgrundlagen“. Sie zielt auf die Bar-

rierefreiheit baulicher Anlagen ab, damit diese für 

Menschen mit Behinderungen in der allgemein üb-

lichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund-

sätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich  

und nutzbar sind (nach § 4 BGG). Mit der DIN 18040 

wurden die DIN 18024 und DIN 18025 abgelöst.

Die DIN 18040 „Barrierefreies Bauen – Planungsgrund-

lagen“ gliedert sich in drei Teile:

•	� DIN 18040-1:  

Öffentlich zugängliche Gebäude

•	� DIN 18040-2:  

Wohnungen

•	� DIN 18040-3:  

Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum

Die DIN 18040-3 beinhaltet konkrete Angaben für die 

barrierefreie Gestaltung öffentlicher Verkehrs- und 

Freiräume. Darin werden Maße für benötigte Ver-

kehrsräume mobilitätsbehinderter Menschen fest- 

gelegt, Anforderungen zur Information und Orien-

tierung beschrieben sowie Angaben zu Oberflächen  

und Mobiliar gemacht.

Für die Planung barrierefreier Verkehrsinfrastruktur

sind darüber hinaus die DIN 32984 „Bodenindikatoren 

im öffentlichen Raum“ und die DIN 32975 „Gestaltung 

visueller Informationen im öffentlichen Raum zur 

barrierefreien Nutzung“ von Bedeutung.

In der DIN 32984 werden die Anforderungen an die 

taktile und visuelle Erkennbarkeit beschrieben. Es 

werden unter anderem die Anforderungen an Boden- 

indikatoren und angrenzende Bodenbeläge dargelegt 

und anhand von Standardlösungen aufgezeigt. An-

gaben zu akustischen und taktilen Signalgebern für 

blinde und sehbehinderte Menschen werden darü-

ber hinaus in der Norm DIN 32981 genannt.

In der DIN 32975 geht es um Sicherheit, Orientierung 

und Mobilität für Menschen mit und ohne Sehbe-

hinderung. Sie beschreibt die Gestaltung optischer 

Informationen für den Straßenraum, für öffentlich 

zugängliche Gebäude und Einrichtungen sowie für 

Verkehrsmittel und Verkehrsanlagen.

Barrierefreie Verkehrsanlagen

Für den Entwurf von Straßen stehen den Fachplanern 

und Verwaltungen zahlreiche Richtlinien und Em-

pfehlungen der Forschungsgesellschaft für Straßen- 

und Verkehrswesen (FGSV) zur Verfügung. 

In den „Hinweisen für barrierefreie Verkehrsanlagen 

(H BVA)“ aus dem Jahr 2011 werden diese überge-

ordneten Regelwerke um die Belange der barriere-

freien Gestaltung konkretisiert.

Ziel der H BVA sind barrierefreie Verkehrsanlagen im 

Sinne des „Designs für Alle“ unter Berücksichtigung 

städtebaulicher und gestalterischer Aspekte. Die 

laufende Überarbeitung der H BVA soll in „Empfeh-

lungen für barrierefreie Verkehrsanlagen“ münden 

und damit gegenüber den bisherigen Hinweisen 

aufgewertet werden.

DIN-Normen

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen 

mit Behinderung wurde Ende 2006 von der General-

versammlung der Vereinten Nationen (UN) verab-

schiedet und trat 2008 in Kraft.

Warum gibt es die UN-Konvention?

Sie setzt sich dafür ein, dass die Benachteiligung von 

Menschen mit Behinderung aufhört und diese als 

vollwertige Bürger der Gesellschaft anerkannt werden.

Was fordert die die UN-Konvention?

Die UN-Konvention fordert Inklusion, also die gleich- 

berechtigte Teilhabe aller Menschen am gesellschaft- 

lichen Leben. Inklusion ist ein Menschenrecht.

Wer unterstützt die UN-Konvention?

Deutschland und derzeit 177 weitere Länder bekennen 

sich zur UN-Konvention und haben sich mit ihrer  

Unterzeichnung dazu verpflichtet, sie umzusetzen.

Barrieren abschaffen
Selbstbestimmtes Leben ermöglichen

Gleiche Rechte für alle

Die Kernpunkte der Konvention:

Die UN-Behindertenrechtskonvention
für gleichberechtigte Teilhabe in der Gesellschaft

Damit eine gleichberechtigte Gesellschaft Wirklichkeit wird, muss sich aber noch vieles ändern.
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Der Planungsgrundsatz „Design für Alle“ zielt darauf 

ab, den Zugang zur Infrastruktur für möglichst alle 

Menschen so herzustellen, dass sie ohne fremde Hilfe 

nutzbar ist. Das zentrale Element ist dabei die Barri-

erefreiheit. Physische Barrieren beeinträchtigen den 

Aktionsradius von vielen mobilitätseingeschränkten 

Menschen und erschweren damit ihre Teilhabe 

am öffentlichen Leben.

Der Abbau von physischen Barrieren kommt allen 

Menschen zugute. Barrierefreiheit ist für 10 % der 

Bevölkerung notwendig, für 30 % hilfreich und für 

alle anderen Menschen komfortabel. Sie schafft lang- 

fristig und nachhaltig für alle Bevölkerungs- und 

Altersgruppen ein hohes Maß an Lebensqualität im 

öffentlichen Raum.

Zudem sollte beachtet werden: Ein einfacher Unfall 

kann jeden von uns innerhalb eines einzigen Augen- 

blicks dauerhaft in seiner Mobilität einschränken – in 

welcher Form auch immer.

In vielen Belangen stimmen die Anforderungen der 

unterschiedlichen Bedürfnisgruppen an barrierefreie 

Verkehrsanlagen überein; teilweise unterscheiden sie 

sich jedoch erheblich. So haben zum Beispiel blinde 

Menschen andere Bedürfnisse als Rollstuhlfahrer. 

Großflächig ebene Bereiche sind für Rollstuhlfahrer 

die optimale Lösung. Blinde und sehbehinderte Men-

schen benötigen jedoch taktile und kontrastreiche 

Leiteinrichtungen, an denen sie sich orientieren kön-

nen. 

Daher sind im Planungsprozess stets die Anforderun-

gen aller Bedürfnisgruppen im Sinne des „Designs 

für Alle“ zu berücksichtigen.

Design für Alle Zwei-Sinne-Prinzip
Das Zwei-Sinne-Prinzip ist von wesentlicher Bedeu-

tung für die barrierefreie Gestaltung von Verkehrs-

anlagen und Gebäuden. Es wurde deshalb auch in 

der DIN 18040 als Grundprinzip verankert. Demnach 

müssen immer mindestens zwei der drei Sinne „Hö-

ren“, „Sehen“ und „Tasten“ angesprochen werden.

Diese Art der Bereitstellung von Informationen er-

möglicht die Nutzung des öffentlichen Raumes für 

eine große Anzahl von Personen. Vor allem Menschen 

mit visuellen und auditiven Einschränkungen haben 

häufig Probleme, sich im Straßenraum zu orientieren.

Durch das Zwei-Sinne-Prinzip erhalten sie zusätzliche 

Informationen, die ihnen die Mobilität erleichtern. 

Aber auch für Menschen ohne Mobilitätseinschrän-

kungen stellen Planungen nach dem Zwei-Sinne-

Prinzip eine Verbesserung dar, beispielsweise bei 

Ansagen an Bahnsteigen und gleichzeitiger Anzeige 

auf Informationstafeln.

Straßenraumgestaltung
Grundfunktionen barrierefreier Räume
Um die barrierefreie Nutzung der Verkehrsinfrastruktur zu gewährleisten, sind die Anforderungen der ver- 

schiedenen Nutzergruppen hinsichtlich Auffindbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Bedeutung. Aus  

diesen Anforderungen ergeben sich vier Grundfunktionen barrierefreier Räume, die bei jeder Planung nach Mög-

lichkeit gemeinsam und zusammenhängend berücksichtigt werden sollen.

Funktion Erläuterung

Zonierung
Trennung des Verkehrsraumes in hindernisfreie Bereiche für die Fortbewegung  

von Fußgängern und in Bereiche für den Aufenthalt, z. B. durch Elemente der 

Straßenausstattung und Begrünung

Nivellierung
Gewährleistung möglichst stufenloser Übergänge für gehbehinderte  

Menschen

Linierung
Ausbildung von taktilen Leitlinien für die Orientierung und Ertastbarkeit von  

Wegen für blinde und sehbehinderte Menschen

Kontrastierung
Visuell, taktil und akustisch kontrastierende Gestaltung des Verkehrsraumes  

zur Gewährleistung der Leit- und Warnfunktion für blinde und sehbehinderte 

Menschen

Grundfunktionen barrierefreier Räume (nach H BVA)
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30 %

Barrierefreiheit ist für 10 % der Bevölkerung notwendig, 

für 30 % hilfreich und für alle anderen Menschen kom-

fortabel. Sie schafft langfristig und nachhaltig für alle 

Bevölkerungs- und Altersgruppen ein hohes Maß an 

Lebensqualität im öffentlichen Raum.

kommt allen zugute!
Der Abbau von Barrieren
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